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Generelle Gedanken über die 
Jugendhilfe

• Jugendhilfe Jugendhilfe Jugendhilfe Jugendhilfe hat und hat und hat und hat und ist kein Allheilmittelist kein Allheilmittelist kein Allheilmittelist kein Allheilmittel

• Jugendhilfe Jugendhilfe Jugendhilfe Jugendhilfe hat seine Grenzenhat seine Grenzenhat seine Grenzenhat seine Grenzen

• Jugendhilfe bietet Jugendhilfe bietet Jugendhilfe bietet Jugendhilfe bietet viele Möglichkeitenviele Möglichkeitenviele Möglichkeitenviele Möglichkeiten

• Ohne Bündnispartner Ohne Bündnispartner Ohne Bündnispartner Ohne Bündnispartner funktioniert funktioniert funktioniert funktioniert Jugendhilfe nichtJugendhilfe nichtJugendhilfe nichtJugendhilfe nicht

• Den „reinen sozialpädagogischen Bedarf“ gibt es nicht mehrDen „reinen sozialpädagogischen Bedarf“ gibt es nicht mehrDen „reinen sozialpädagogischen Bedarf“ gibt es nicht mehrDen „reinen sozialpädagogischen Bedarf“ gibt es nicht mehr

• Individuelle Einzelfallentscheidungen sind möglich, brauchen aber ZeitIndividuelle Einzelfallentscheidungen sind möglich, brauchen aber ZeitIndividuelle Einzelfallentscheidungen sind möglich, brauchen aber ZeitIndividuelle Einzelfallentscheidungen sind möglich, brauchen aber Zeit

• Jugendhilfe Jugendhilfe Jugendhilfe Jugendhilfe gelingt nur durch das Zusammenwirken der unterschiedlichen gelingt nur durch das Zusammenwirken der unterschiedlichen gelingt nur durch das Zusammenwirken der unterschiedlichen gelingt nur durch das Zusammenwirken der unterschiedlichen 
Beteiligten und ProfessionenBeteiligten und ProfessionenBeteiligten und ProfessionenBeteiligten und Professionen



Grundsätzliches zur Arbeit des 
Jugendamtes

• Das Jugendamt übt das Wächteramt aus und trägt die FallDas Jugendamt übt das Wächteramt aus und trägt die FallDas Jugendamt übt das Wächteramt aus und trägt die FallDas Jugendamt übt das Wächteramt aus und trägt die Fall---- und Kostenverantwortungund Kostenverantwortungund Kostenverantwortungund Kostenverantwortung

• Der Sozialdienst ist zuerst mit der „Auftragsklärung“ befasstDer Sozialdienst ist zuerst mit der „Auftragsklärung“ befasstDer Sozialdienst ist zuerst mit der „Auftragsklärung“ befasstDer Sozialdienst ist zuerst mit der „Auftragsklärung“ befasst

• Hilfeplanung Hilfeplanung Hilfeplanung Hilfeplanung ist ist ist ist eine Suchbewegungeine Suchbewegungeine Suchbewegungeine Suchbewegung

• Ein Jugendamtsmitarbeiter sollte erreichbar, informiert sein und sich nicht scheuen Ein Jugendamtsmitarbeiter sollte erreichbar, informiert sein und sich nicht scheuen Ein Jugendamtsmitarbeiter sollte erreichbar, informiert sein und sich nicht scheuen Ein Jugendamtsmitarbeiter sollte erreichbar, informiert sein und sich nicht scheuen 
Entscheidungen zu treffen.Entscheidungen zu treffen.Entscheidungen zu treffen.Entscheidungen zu treffen.

• Ohne innere Struktur und fachliche Sicherheit ist der Alltag nicht zu bewältigenOhne innere Struktur und fachliche Sicherheit ist der Alltag nicht zu bewältigenOhne innere Struktur und fachliche Sicherheit ist der Alltag nicht zu bewältigenOhne innere Struktur und fachliche Sicherheit ist der Alltag nicht zu bewältigen

• Ein Jugendamtsmitarbeiter sollte sich klar, sachlich und für alle transparent verhalten.Ein Jugendamtsmitarbeiter sollte sich klar, sachlich und für alle transparent verhalten.Ein Jugendamtsmitarbeiter sollte sich klar, sachlich und für alle transparent verhalten.Ein Jugendamtsmitarbeiter sollte sich klar, sachlich und für alle transparent verhalten.

• Es muss einen Es muss einen Es muss einen Es muss einen FallführendenFallführendenFallführendenFallführenden gebengebengebengeben



Aufgaben eines Mitarbeiters im 
Jugendamt

• Beratung und Unterstützung von Familien, Stadtteilarbeit

• Im Idealfall Zuständigkeit für ca. 40 kostenpflichtige Fälle (+/- 5 Fälle bei 
Vollzeitbeschäftigung)

• „Lose Vorgänge“, die begleitet werden müssen und ein Fall werden könnten

• Es können jederzeit Kindeswohlmeldungen eingehen, die prioritär zu behandeln sind.

• Einmal in der Woche müssen Maßnahmen, Beratungsfälle in der Wochenkonferenz 
vorgestellt, bewilligt, beraten werden. Schriftliche Ausarbeitung muss vorher erfolgen 
und wird durch die Referatsleitung auf  Plausibilität geprüft.

• Anleitung vom Praktikanten

• Krankheitsvertretungen

• Einarbeitung von neuen Kollegen



Entstehung Entstehung Entstehung Entstehung eines eines eines eines „„„„kostenpflichtigen“kostenpflichtigen“kostenpflichtigen“kostenpflichtigen“
FallesFallesFallesFalles

• Beratung (Intake) 

• Die Sorgeberechtigten stellen einen Antrag auf  Hilfen zur Erziehung

• Sozialpädagogische Diagnostik in elektr. Fallakte und Maßnahmenwahl (Plausibilisierung) 

• Wochenkonferenzvorlagenerstellung 

• Wochenkonferenz

• Hilfeplanerstellung

• Trägersuche – Auftragsklärung -

• Erstgespräch mit Familie und Träger und Einsatz der Maßnahme 

• Zahlbarmachung der Hilfe durch Beibringen der erforderlichen Unterlagen 

• Monitoring 



Unterbringungen des Jugendamtes 
erfolgen nach

• § 19 SGB VIII – Mutter-Kind-Einrichtungen

• § 33 SGB VIII – Vollzeitpflege / Pflegefamilien

• § 34 SGB VIII - Heimerziehung (inkl. Erziehungsstellen)

• § 35a SGB VIII – stationäre Eingliederungshilfe für seelisch

behinderte Kinder- und Jugendliche

• § 34, §35a i.V. mit §41 SGB VIII – stationäre Hilfe für

junge Volljährige

• § 42 SGB VIII – Inobhutnahmen

• § 53 ff, SGB XII – Eingliederungshilfe für Behinderte



Der Fall W.  oder
die neue Kindesmutter „im Bezirk“

• Da die Mutter-Kind-Einrichtung eine Jugendhilfemaßnahme ist, wird diese mit einer 
regulären Fallübergabe und einem Abschlussbericht aus der Einrichtung entlassen. 

• Ggfs. Zuständigkeitswechsel

• Frau W. wird vom Sozialdienst als sorgeberechtigte Mutter in die Verantwortung 
genommen. Erste Anregung der Therapieaufnahme, weil empfohlen.

• Angebot der Anbindung Sophies an eine Krabbelgruppe, Tagespflege, 
Erziehungsberatung, Familienhilfe wären die Angebote des Sozialdienstes. 

• Aufgrund der Vorgeschichte würde der Sozialdienst eine ambulante Maßnahme 
anregen. Dieser Fall wäre für den Sozialdienst jetzt zumindest ein „loser Vorgang“ „loser Vorgang“ „loser Vorgang“ „loser Vorgang“ 
(Beratungsfall). 

• Der Sozialdienst sollte Kontakt zur Mutter halten, wenn diese keinen der Vorschläge 
annimmt. Zumindest bis das Kind regelmäßig gesehen wird, z.B. Kindergarten.



Grundsätzliches zu Meldungen beim 
Jugendamt

• Tendenz von Institutionen zum „Abladen“. 

• Erziehungsberechtigte werden oft nicht involviert oder überrumpelt.

• Durch „angedrohte“ Meldungen erreicht Niemand etwas.

• Es gibt mittlerweile Verfahren, wie Meldungen beim Jugendamt abzusetzen 
sind. Kooperation muss „geübt“ werden. (Kindergärten, Schulen etc.)

• Der Erstkontakt mit dem Jugendamt stellt nachhaltig Weichen für das 
Gelingen der weiteren Zusammenarbeit. 

• Hilfebedarf  sollte nicht „vorgeführt“ werden.  

• „Übergestülpte“ und „aufgedrängte“ Maßnahmen werden „ertragen“, führen 
aber zu nichts. 



Der neue Partner von Yvonne W., Herr Schmidt 
und Julius – Sozialpädagogische Familienhilfe

• Die Kindeseltern beantragen die Familienhilfe! (Bereich der Freiwilligkeit)

• Abmeldung der Kinder von „Meldeinstitutionen“ ist eine übliche Reaktion des Klientel. Kann 
in den wenigsten Fällen verhindert werden. (Es sei denn es liegt z.B. eine richterliche 
Weisung vor.)

• Ablehnung der Helfer nicht unüblich. Sozialdienst bietet Fachkraft- Trägerwechsel an. 
Gespräch erforderlich!

• Die Familienhilfe hat viele „Baustellen“ : Schuldenregulierung, Elternarbeit, Gewalt auf  
Paarebene, Umgangston mit Sophie, Förderung von Sophie –––– EntwicklungsgefährdungEntwicklungsgefährdungEntwicklungsgefährdungEntwicklungsgefährdung----

• Dass Termine im Haushalt vermieden werden ist mit Skepsis zu betrachten und sollte 
angesprochen werden. Der Sozialdienst sollte den Eltern vermitteln, dass zumindest ein 
Termin alle 14 Tage im elterlichen Haushalt stattzufinden hat, damit die Lebenswelt der 
Kinder im Blick behalten werden kann. 



Beendigung der Sozialpädagogischen 
Familienhilfe

• Die Familie formuliert keinen Arbeitsauftrag mehr.

• Hilfeplanziele sind teilweise erreicht, auf  den Weg gebracht. 

• Die Familienhelferin und der Sozialdienst formulieren auch 
keine Bedarfe mehr. 

• Der „kostenpflichtige Fall“ wird wieder ein Beratungsfall

• Maßnahmen werden oft mit „suboptimalen Ergebnissen“ oder 
„unguten Bauchgefühlen“ beendet.



Polizeimeldung / 
Kindeswohlgefährdung

• Durch die Polizeimeldung und die Inobhutnahme ist sofortiges Handeln des 
Sozialdienstes notwendig!! 

• Da der Notdienst die Kinder bereits in Obhut genommen hat, muss der Sozialdienst 
innerhalb von 24 Stunden die Zustimmung der Sorgeberechtigten zur Inobhutnahme 
(§42 SGB VIII) der Kinder erhalten oder eine gerichtliche Genehmigung der 
Fortführung der befristeten Hilfe zur Erziehung herbeiführen. 

• Anzeige der Mutter/der Eltern wegen Misshandlung Schutzbefohlener. 

• Der Sozialdienst muss jetzt zügig Fakten sammeln und eine Strategie des weiteren 
Vorgehens erarbeiten. 

• Die Verweildauer von Kindern in Übergangspflege oder Notaufnahmen ist 
grundsätzlich so kurz wie möglich zu halten.



Warum Kindeswohlgefährdung bei 
Familie W.?

• Zustand Zustand Zustand Zustand der der der der Wohnung ist desolatWohnung ist desolatWohnung ist desolatWohnung ist desolat

• BierBierBierBier---- und und und und Cannabiskonsums im Beisein der KinderCannabiskonsums im Beisein der KinderCannabiskonsums im Beisein der KinderCannabiskonsums im Beisein der Kinder

• BierBierBierBier---- und und und und Cannabiskonsum während der Cannabiskonsum während der Cannabiskonsum während der Cannabiskonsum während der SchwangerschaftSchwangerschaftSchwangerschaftSchwangerschaft

• Unpassender Umgangston mit dem Partner und SophieUnpassender Umgangston mit dem Partner und SophieUnpassender Umgangston mit dem Partner und SophieUnpassender Umgangston mit dem Partner und Sophie

• Die Die Die Die Rechtsmedizin bestätigt körperliche Misshandlung von Sophie Rechtsmedizin bestätigt körperliche Misshandlung von Sophie Rechtsmedizin bestätigt körperliche Misshandlung von Sophie Rechtsmedizin bestätigt körperliche Misshandlung von Sophie über einen längeren über einen längeren über einen längeren über einen längeren 
ZeitraumZeitraumZeitraumZeitraum

• Es Es Es Es muss stark davon ausgegangen werden, dass Sophie muss stark davon ausgegangen werden, dass Sophie muss stark davon ausgegangen werden, dass Sophie muss stark davon ausgegangen werden, dass Sophie bereits bereits bereits bereits während der Familienhilfe während der Familienhilfe während der Familienhilfe während der Familienhilfe 
misshandelt wurde. misshandelt wurde. misshandelt wurde. misshandelt wurde. 

• Womöglich Womöglich Womöglich Womöglich wusste Herr Schmidt davon und verschwieg dies gegenüber der Fachkraft der wusste Herr Schmidt davon und verschwieg dies gegenüber der Fachkraft der wusste Herr Schmidt davon und verschwieg dies gegenüber der Fachkraft der wusste Herr Schmidt davon und verschwieg dies gegenüber der Fachkraft der 
Familienhilfe und dem Familienhilfe und dem Familienhilfe und dem Familienhilfe und dem Sozialdienst, also Sozialdienst, also Sozialdienst, also Sozialdienst, also fehlt in dieser Familie ein Bündnispartnerfehlt in dieser Familie ein Bündnispartnerfehlt in dieser Familie ein Bündnispartnerfehlt in dieser Familie ein Bündnispartner

Die „akute“ Kindeswohlgefährdung besteht im versorgerischen, körperlichen, emotionalen und 
im psychischen Bereich.



Antrag des Sozialdienstes auf  Entzug der 
elterlichen Sorge, gem. §1666 BGB

• Durch die Übertragung von Teilen der elterlichen Sorge auf  einen Amtspfleger 
und die weitere Unterbringung der Kinder in einer Bereitschaftspflege ist das 
Kindeswohl „vorerst“ gesichert. 

• Die Kinder, besonders Sophie, sind vorerst vor weiteren körperlichen, 
seelischen Misshandlungen geschützt. 

• Nun müssen die Kinder jedoch die Trennung von den Eltern verkraften.

• Der Sozialdienst hat die Aufgabe, trotz Antragstellung bei Gericht und 
vorliegenden Fakten, mit den Eltern zu arbeiten und Umgänge zu ermöglichen!

• Der Sozialdienst muss damit rechnen, dass die Amtspflegschaft nicht dieselbe 
Auffassung zum Fall teilt. 



Geburt des dritten Kindes Fabian,*2013 und 
Arbeit mit dem Kindern in Übergangspflege

• Die 5jährige Sophie sollte schon während der Bereitschaftspflege therapeutisch 
betreut werden. Besonders, weil sie alleiniges Opfer alleiniges Opfer alleiniges Opfer alleiniges Opfer der elterlichen der elterlichen der elterlichen der elterlichen GewaltGewaltGewaltGewalt war. 

• Kontaktaufnahme des Sozialarbeiters zur Kinder-und Jugendpsychiatrie, um sich 
beraten zu lassen und ggfs. Diagnostik einzufordern. (Übergänge oder Brücken für die 
Bereitschaftspflege bauen.)

• Julius zeigt jetzt auffälliges Verhalten und sollte ebenfalls einer Diagnostik unterzogen 
werden.

• Die Bereitschaftspflege ist ein wichtiger Kooperationspartner und hat durch den 
gemeinsamen Alltag gute Einblicke in das Verhalten der Kinder, deren Interaktion und 
Bedarfe. 

• Durch den Sozialarbeiter sollte eine grobe Planung erfolgen. Welche Maßnahmen 
werden erwogen, etc.



Elternkontakte während der 
Bereitschaftspflege

• Sobald dem Sozialdienst zugetragen würde, dass die Eltern ihre Kinder 
während der Umgangskontakte beeinflussen oder Redeverbote erteilen, sollte 
umgehend eine Mitteilung an den Amtspfleger erfolgen und über eine 
Aussetzung der Umgänge diskutiert werden. 

• Wenn die Eltern dagegen vorgehen würden müsste ein entsprechender Antrag 
bei Gericht gestellt werden. (Ggfs. Einrichtung eines begleiteten Umganges)

• Das Familiengericht sollte stets über Vorfälle informiert werden. 

• Über die Vorsorgehefte und die nicht zutreffenden  Aussagen der 
Kindeseltern zur ärztlichen Versorgung sollte ebenfalls eine Meldung beim 
Familiengericht erfolgen, weil dies das Bild von den Eltern abrundet und in die 
Gutachtenerstellung einfließen könnte. 



Unterbringung der Kinder während der 
Gutachtenerstellung in verschiedenen 

Erziehungsstellen
• Eine Unterbringung zu diesem Zeitpunkt ist fachlich fragwürdig. Es müsste 

eine fast 100%ge Wahrscheinlichkeit bestehen, dass das Gericht dem Antrag 
des Jugendamtes folgt. 

• Ist eine Rücksprache zwischen dem Richter und dem Amtspfleger erfolgt!?

• Der Sozialdienst sollte dem Wunsch der Amtspflegschaft auf  Unterbringung 
zu diesem Zeitpunkt nicht nachkommen, bzw. in fachliche Diskussion gehen. 

• Ggfs. Klärung über Leitung herbeiführen. 

• Grundsätzlich Grundsätzlich Grundsätzlich Grundsätzlich sollten Kinder erst nach Abschluss eines Gerichtsverfahrens in sollten Kinder erst nach Abschluss eines Gerichtsverfahrens in sollten Kinder erst nach Abschluss eines Gerichtsverfahrens in sollten Kinder erst nach Abschluss eines Gerichtsverfahrens in 
dauerhafte Maßnahmen dauerhafte Maßnahmen dauerhafte Maßnahmen dauerhafte Maßnahmen gehengehengehengehen

• Das Fabian in die Erziehungsstelle von Julius kommt ist trag- und 
nachvollziehbar.



Haltung Haltung Haltung Haltung des Jugendamtes zur gutachterlichen des Jugendamtes zur gutachterlichen des Jugendamtes zur gutachterlichen des Jugendamtes zur gutachterlichen 
Empfehlung/ der gerichtlichen Empfehlung/ der gerichtlichen Empfehlung/ der gerichtlichen Empfehlung/ der gerichtlichen EntscheidungEntscheidungEntscheidungEntscheidung

• Der Sozialdienst sollte anregen, dass die Amtspflegschaft vorerst aufrecht Amtspflegschaft vorerst aufrecht Amtspflegschaft vorerst aufrecht Amtspflegschaft vorerst aufrecht 
erhaltenerhaltenerhaltenerhalten wird und die Kinder bei einem erneuten Versagen der Eltern, zügig und 
ohne Unterlass erneut in Obhut genommen werden können. (Signal an Eltern)

• Eine Rückführung von Julius und Fabian wird unter den bekannten Umständen 
nicht zu verhindern sein. 

• Die Familie hat nie mit allen drei Kindern zusammen Alltag gelebt und 
Verantwortung getragen.  Dass dies nach all diesen Vorkommnissen gelingt  muss 
durch den Sozialdienst in Frage gestellt werden.

• Idee: Familienwohnen, falls Sophie zurückgeführt werden muss.



Haltung des Sozialdienstes zur 
richterlichen Entscheidung

• Es könnte erwogen eine Beschwerde gegen die Entscheidung des Beschwerde gegen die Entscheidung des Beschwerde gegen die Entscheidung des Beschwerde gegen die Entscheidung des 
GerichtesGerichtesGerichtesGerichtes einzulegen. Womöglich teilt die nächst höhere Instanz die 
Auffassung des Sozialarbeiters und des Amtspflegers. Vielleicht wird im 
Beschwerdeverfahren ein weiteres Gutachten in Auftrag gegeben.

• Idee: Sophie verbleibt vorerst in Erziehungsstelle, Mutter erhält die 
Auflage einer therapeutischen Aufarbeitung der Misshandlungen, die 
elterliche Sorge für Sophie bleibt beim Amt, Therapeut attestiert 
erfolgreiche Behandlung der Mutter, je nach dem Ausweitung der 
Kontakte, danach Rückführung,  enge Begleitung der Familie. 

• Idee: Familienwohnen.



Wenn Gutachter und das Gericht von 
„intensiven Hilfen“ sprechen.....

• sind oftmals die Möglichkeit der ambulanten Jugendhilfe sind oftmals die Möglichkeit der ambulanten Jugendhilfe sind oftmals die Möglichkeit der ambulanten Jugendhilfe sind oftmals die Möglichkeit der ambulanten Jugendhilfe 
bereits ausgereizt!bereits ausgereizt!bereits ausgereizt!bereits ausgereizt!

• bbbbesteht esteht esteht esteht aaaaufgrund der gerichtlichen Auseinandersetzung ufgrund der gerichtlichen Auseinandersetzung ufgrund der gerichtlichen Auseinandersetzung ufgrund der gerichtlichen Auseinandersetzung 
keine Arbeitsbasis mehr zwischen Sozialdienst und Elternkeine Arbeitsbasis mehr zwischen Sozialdienst und Elternkeine Arbeitsbasis mehr zwischen Sozialdienst und Elternkeine Arbeitsbasis mehr zwischen Sozialdienst und Eltern

• „Intensive Hilfen“ bedeuten oft eine Vielzahl von Helfern „Intensive Hilfen“ bedeuten oft eine Vielzahl von Helfern „Intensive Hilfen“ bedeuten oft eine Vielzahl von Helfern „Intensive Hilfen“ bedeuten oft eine Vielzahl von Helfern 
und führen bei Klienten überwiegend zu Überforderung! und führen bei Klienten überwiegend zu Überforderung! und führen bei Klienten überwiegend zu Überforderung! und führen bei Klienten überwiegend zu Überforderung! 



Was die richterliche Entscheidung für 
Sophie bedeutet und Fazit

• Sophie hat das „schwerste Los“ in der Familie und es muss vermutet werden, dass sie 
bei einer Rückführung schnell in ihre alte Rolle gerät. 

• Es besteht die Gefahr, dass auch die Brüder später gewalttätig gegen Sophie werden.

• Wenn sie als alleiniges Geschwisterkind in der Erziehungsstelle verbleibt, wird sie auch 
dies als Bestrafung empfinden. 

• Sophie droht an ihrem Konflikt zu zerbrechen und wird bei einem Verbleib in der 
Erziehungsstelle enge pädagogische und therapeutische Begleitung benötigen. 

• Das Scheitern der Erziehungsstelle ist vorprogrammiert, wenn die Mutter ihre Tochter 
immer weiter „bearbeiten“ kann. 

• Ein Vormund sollte seinem Mündel Entscheidungen mitteilen, keine „Vorhaben“.

• Wenn Rückführung nicht verhindert werden kann, wäre ggfs. Familienwohnen sinnvollWenn Rückführung nicht verhindert werden kann, wäre ggfs. Familienwohnen sinnvollWenn Rückführung nicht verhindert werden kann, wäre ggfs. Familienwohnen sinnvollWenn Rückführung nicht verhindert werden kann, wäre ggfs. Familienwohnen sinnvoll



Auftragsklärung in der sozialen Arbeit

• Der Sozialdienst beginnt mit der Auftragsklärung.

• Der Sozialdienst nutzt andere Professionen zur Auftragsklärung.

• Der Sozialdienst ist während der Auftragsklärung auf  
Verlässlichkeit der Kooperationspartner angewiesen.

• Die Auftragsklärung wird nach der Anfrage beim Träger durch 
fachlichen Austausch mit dem Fachberater präzisiert und ergänzt.

• Der Hilfeplan A ist eine „Einstiegshilfe“.



Wünsche an das Familiengericht

• Kürzere Verfahren

• Schnellere Gutachtenerstellung 

• Gegenseitige Beratung



Wünsche an niedergelassene 
Therapeuten und die Kinder-und 

Jugendpsychiatrie

• Eine höhere Therapeutendichte in den Städten

• Kürzere Wartezeiten

• Weniger Zeitdruck in den Kliniken und Praxen

• Verlässlichkeit bei Absprachen

• Grundsätzlich mehr und besserer fachlicher Austausch

• Kürzere Wartezeiten für Begutachtungen, gem. §35a GB VIII



Wünsche an die 
freien Träger

• Verlässlichkeit

• Fachliche Kompetenz

• Erbringung der „eingekauften Leistung“

• Pünktliche Berichte 

• Meldungen bei relevanten Vorkommnissen

• Rechtzeitige Meldung, wenn Maßnahme problematisch läuft



Wünsche für die Arbeit im 
Sozialdienst

• Dem Case Manager sollten unproblematisch und schnell „Berater“, 
wie Familientherapeuten, Psychiater, Psychologen zur Verfügung 
stehen. (Nicht erst bei Eigen – und Fremdgefährdung)

• Es sollte generell die Möglichkeit geben, Psychologen, Psychiater 
mit zum Erst- oder Hausbesuch zu nehmen.

• Jugendamtsmitarbeiter sollten „mehr geschützt“ werden.

• Zielgerichtetere Ausbildung für die Tätigkeit im Jugendamt.

• „Schlankere“ Verwaltung

• Weniger Fluktuation



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit


